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«Seit 20 Jahren diskutieren wir,
wie die Heiratsstrafe abge-
schafft werden soll, doch bisher
wurde jeder Vorschlag abge-
lehnt», sagte Mitte-Nationalrä-
tin Maya Bally zur Begrüssung
eines Podiums in Wettingen.
Heute zahlen Ehepaare mehr
Steuern als nicht verheiratete
Paare, wenn beide arbeiten.
Diese Ungerechtigkeit würde
mit einem Ja zur Individualbe-
steuerung am 8. März beseitigt.

Alle sind sich einig, dass die
Heiratsstrafe abgeschafft wer-
denmuss.AuchMitte-Ständerä-
tin Marianne Binder, die gegen
die Individualbesteuerung ist:
«Als ich 1982 geheiratet habe,
fand ich es völlig absurd, dass
ich auf einmal mehr bezahlen
muss.» Trotzdem sei es richtig
und wichtig, dass das Volk über
eine so wichtige Steuervorlage
abstimmen könne.

Binder: «Ehe ist eine
Gütergemeinschaft»

Doch warum legt Binder ein
Nein in die Urne? «Eine Ehe ist
eine Gütergemeinschaft, da
kann man nicht einfach alles
trennen», erklärt sie. Sie setzt
aufdas sogenannteVollsplitting:
Dabei werden die beiden Ein-
kommeneinesEhepaars zusam-
mengezählt und für die Bestim-
mung des Steuertarifs durch
zwei geteilt. Sowirdesbeispiels-
weise auch im Aargau mit der
Kantonssteuer gehandhabt.

«Man zählt zusammen,
was man zusammen ver-
dient», sagte Binder. Das sei
modern und ein Schritt zur
Gleichberechtigung. Ein sol-
ches Vollsplitting verlangt eine

Initiative der Mitte, über die
im Herbst abgestimmt wird.
Wie ein Zuhörer anmerkte, sei
dies sogar der schnellere Weg,
weil die Kantone bei der Indi-
vidualbesteuerung sechs Jahre
Zeit für die Umsetzung haben.

Kälin: Frauen würden
künftig gleich behandelt

Das Argument der Gleichstel-
lung wird von beiden Seiten ins
Feld geführt. Doch wo Binder
findet, die Steuererklärung
müsse von beiden Partnern zu-
sammen ausgefüllt werden,
sieht Nationalrätin Irène Kälin
(Grüne) einen der Vorteile der

Individualbesteuerung genau
darin, dass die Frauen künftig
gleich behandelt werden. «Bei
uns zu Hause füllte meine Mut-
ter die Steuererklärung aus,
unterschreiben musste der Va-
ter.»Zudemseienesmomentan
meist dieFrauen,diedarauf ver-
zichteten, mehr zu arbeiten,
weil der zusätzliche Verdienst
von der Progression «wegge-
fressen» werde.

Moderatorin Anne-Käthi
Kremer fasste zusammen: «Es
geht nicht nur um eine reine Fi-
nanz- oder Steuervorlage – sie
tangiert die Rollenverteilung
und Familienmodelle, deshalb

wird es emotional.»Kälin bestä-
tigte dies. Sie sehe nicht ein, wa-
rum jemand mit Ehevertrag an-
ders besteuert werden solle als
einKonkubinatspaar. «Fürmich
war dieHeiratsstrafe immermit
ein Grund, warum ich der Ehe
etwas skeptisch gegenüberste-
he», erklärte sie.Die Individual-
besteuerung sei das fairste Mo-
dell. «Sie bevorzugt kein Le-
bensmodell – sie akzeptiert,
dass wir als Individuen auf die
Welt kommenund sie als Indivi-
duen verlassen.»

Die Gegner, unter anderem
zehn Kantone, warnen vor neu-
en Ungleichheiten. Ehepaare

mit nur einemEinkommenwür-
den stärker belastet, gutverdie-
nende Doppelverdienerpaare
profitierten.

Grosser Aufwand für die
Steuerämter?

Zudem müsste die Verwaltung
rund 1,7 Millionen Steuererklä-
rungen mehr verarbeiten. Da-
durch stiegender administrative
Aufwand und die Kosten stark.
Binder wies darauf hin, dass in
Deutschland, wo man wählen
könne, 97 Prozent der Paare die
gemeinsame Besteuerung be-
vorzugen würden. Kälin erklär-
te, es sei völlig klar, dass ein Ini-

Dominic Kobelt tialaufwand nötig sei. «Aber die
Anpassungen, die momentan
vorgenommen werden müssen,
etwa wenn ein Paar heiratet
oder sich scheiden lässt, sindda-
nach vom Tisch.»

Bereits bei der Einführung
des Frauenstimmrechts hätten
die Gegner argumentiert, dass
doppelt so viele Couverts ver-
schickt werden müssten. Dies
liess Binder nicht gelten: «Es ist
etwas ganz anderes, ob man ein
Couvert verschicken oder eine
Steuererklärung entgegenneh-
menmuss.»

Befürworter liegen in
Umfrage knapp vorne

Moderatorin Kremer fragte
schliesslich die beiden Politike-
rinnen, wer von der Individual-
besteuerung profitieren würde
undwernicht.Kälin:«Das ist re-
lativ einfach: 50 Prozent profi-
tieren monetär, für 36 Prozent
ändert sich nichts, bleiben 14
Prozent, die etwas mehr bezah-
len.» Das seien besonders Paa-
re, bei denen einer sehr gut, der
andere schlecht verdiene. Bin-
der entgegnete, dass man nicht
genau sagen könne, wie viele
profitieren: «Das ändert sich
von Jahr zu Jahr.»

Am Podiumsgespräch wur-
de rasch klar: Die Ziele beider
Seiten sind ähnlich. Abschaf-
fung der Heiratsstrafe, Gleich-
stellung, eine faire Besteuerung.
Nur über den Weg dorthin ist
man sich uneins. Bei der neus-
ten SRG-Umfrage, die am Mitt-
woch veröffentlicht wurde,
wollten 35 Prozent bestimmt für
die Individualbesteuerung stim-
men, 17 Prozent eher dafür. Es
könntealsoam8.Märzzueinem
knappen Resultat kommen.

Der Aargauer Regierungsrat
empfiehlt ein Nein zur Indivi-
dualbesteuerung, wie er schon
Mitte Dezember mitteilte. Er
teilt zwar das Ziel, die steuerli-
che Benachteiligung von verhei-
rateten Paaren zu beenden, hält
das Vorgehen aber für falsch.
Die Regierung glaubt, dass der
Systemwechsel zur Beseitigung
der Heiratsstrafe zu neuen Un-
gleichheiten führenwürde.«Be-
sonders Einverdienerehepaare
und Familien mit tiefem Zweit-
einkommen würden durch die
Individualbesteuerung stärker
belastet als heute», hiess es zur
Erklärung.

Dazuwürde ein hoher admi-
nistrativer Aufwand entstehen
und Kanton sowie Gemeinden
hätten mit Steuerausfällen im
dreistelligen Millionenbereich
zu rechnen, warnte die Regie-
rung. Auch die Konferenz der
Kantonsregierungen, die vom
Aargauer Finanzdirektor Mar-
kus Dieth präsidiert wird, ist
gegen die Individualbesteue-
rung. Dieth selber äusserte sich
kürzlich in einem Interview im

«Tages-Anzeiger» zum Thema
undnannte dabei auch konkrete
Zahlen für den Kanton.

Dieth warnt: 950Millionen
weniger im Aargau?

Bei einem Ja müsste der Aargau
mit rund 7 Millionen Franken
weniger aus der direkten Bun-
dessteuer rechnen, sagte der Fi-
nanzdirektor. Massiv höher wä-
ren die Ausfälle bei Kantons-
und Gemeindesteuern. «Wenn
keine Personengruppe stärker

belastetwerdensoll, istmitMin-
dereinnahmen von bis zu rund
500 Millionen Franken beim
Kantonundbis zu450Millionen
Franken bei den Gemeinden zu
rechnen.»

«Das hätte starke Sparmass-
nahmen zur Folge – etwa bei der
Bildung, im Gesundheitswesen
oder bei der Sicherheit», warnte
Dieth. Oder die Steuern müss-
ten erhöht werden, um die weg-
fallenden Einnahmen im Aar-
gau zu kompensieren. «Wollen
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wir solche Ausfälle vermeiden,
müssten 40 Prozent der Verhei-
rateten mehr Kantons- und Ge-
meindesteuern zahlen», rech-
nete der Finanzdirektor vor.

Freiermuth kritisiert: «Was
für eine Schwarzmalerei»

«ImAbstimmungskampf zur In-
dividualbesteuerung treiben die
Kantone ein unschönes Spiel»,
findet Sabina Freiermuth, Präsi-
dentin der FDPAargau undMit-
glied imkantonalen Ja-Komitee.

«Was für eine Schwarzmalerei»,
sagt sie zur Warnung von Fi-
nanzdirektor Dieth vor Steuer-
ausfällen über hunderte von
Millionen Franken bei Kanton
und Gemeinden.

Freilich könne es die Regie-
rung mit einem solchen Umset-
zungsvorschlag versuchen,
aber: «Der Grosse Rat wie auch
die Bevölkerung würden ihn
wohl jäh stoppen», sagt Freier-
muth.Denndie neuen Steuerta-
rife und Abzüge würden im de-

mokratischenVerfahrenmitGe-
setz, Parlamentsberatung und
Volksabstimmung ordentlich
festgelegt. «Nachteile lassen
sich also abfedern.WoeinWille,
da einWeg», betont sie.

Schlicht unwahr sei zudem
die Behauptung, die Heirats-
strafe sei auf kantonaler Ebene
beseitigt. «Im Aargau zahlen
Ehepaare je nach Einkommens-
verteilung bis zu 50 Prozent
mehr Steuern als Konkubinats-
paare», sagt Freiermuth. Und
auchden administrativenMehr-
aufwand, vor dem die Regie-
rung warnt, lässt die FDPlerin
nicht gelten.

«Das ist schlicht eine faule
Ausrede», sagt die Grossrätin,
dies könne nicht als Argument
gegen eine Steuersenkung für
Ehepaare dienen. Freiermuth
hält fest,dassderStädteverband
– der von ihrem Parteikollegen
Hanspeter Hilfiker präsidiert
wird – die Reform ausdrücklich
begrüsse. Dessen Steuerämter
setzten auf bewährte digitale
Instrumente und freuten sich
auf die Vereinfachung des
Steuersystems nach der Einfüh-
rungsphase.
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Weg von der Heiratsstrafe – aber wie?
Kurz vor der Abstimmung tauschten Gegner und Befürworter der Individualbesteuerung nochmals ihre Argumente aus.

Dieth warnt vor Steuerausfall, Freiermuth sieht Schwarzmalerei
Wenn es umdie Individualbesteuerung geht, sind sich FinanzdirektorMarkusDieth und FDP-Präsidentin Sabina Freiermuth nicht einig.


